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des dem Planjahr vorhergehenden Jahres. Die in den 
§§ 10 Buchst, c und 13 Abs. 3 Buchst, c der Anord­
nung Nr. 1 vom 15. Dezember 1958 zur Vorbereitung 
und Durchführung des Investitionsplanes — Grundsätz­
liche Bestimmungen — (Sonderdruck Nr. 294 des Ge­
setzblattes) angeführten Unterlagen sind zu den 
vorstehenden Terminen dem mit der Durchführung des 
Bauobjektes beauftragten Baubetrieb vorzulegen. 
Gleichzeitig sind die Aufbereitungsunterlagen gemäß 
§ 3 dieser Verordnung zur Objektbeauflagung der Bau­
betriebe und für die Baubilanzierung den staatlichen 
Organen des Bauwesens von den Plan- bzw. Investi­
tionsträgern und von Lizenznehmern zu übergeben.

(2) Die Vorhaben, für die die Investitionsträger nach 
§ 12 der Anordnung Nr. 1 vom 15. Dezember 1958 nicht 
verpflichtet sind, die Vorplanung bzw. Grundprojekte 
auszuarbeiten, sind von den Investitionsträgern bei den 
staatlichen Organen des Bauwesens zu den vorgenann­
ten Terminen anzumelden, und die Aufbereitungs­
unterlagen sind nach einer verkürzten Nomenklatur 
zu übergeben.

§ 5
Abrechnung

(1) Die Abrechnung der Bauproduktion erfolgt nach 
dem Wert bzw. nach dem Wert und der Menge zum 
Abschluß jeder Berichtsperiode pro Bautengruppe bzw. 
Bauwerkstyp bis zur abgeschlossenen Baufertig­
stellungsstufe durch die Hauptauftragnehmer.

(2) Bei der wertmäßigen Abrechnung der Bauanteile 
des Investitionsplanes (Bauvolumen) sind die Leistun­
gen der Bauwirtschaft und die Eigenleistungen geson­
dert auszuweisen.

(3) Die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik legt 
in Übereinstimmung mit den methodischen Grund­
sätzen der Planung der Volkswirtschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik und dieser Verordnung die 
Richtlinien und Methoden der Abrechnung fest.

§ 6
Etappen der Einführung

(1) Für den Wohnungsbau ist im zweiten Halbjahr 
1959 in allen volkseigenen Baubetrieben die Wert- 
Mengenplanung einzuführen.

(2) Für das Planjahr 1960 erfolgt die Planung nach 
Wert und Menge in der gesamten Bauwirtschaft für 
den Hoch- und Industriebau bei Bauvorhaben über 
10 000 DM bis zum 28. Februar 1960.

(3) Im Planjahr 1960 ist mit der Einführung der Pla­
nung nach Wert und Menge für den Tiefbau (in erster 
Linie für den Straßenbau) zu beginnen.

(4) Ab 1961 erfolgt die Planung der Bauobjekte nach 
Wert und Menge, entsprechend den in den plan­
methodischen Bestimmungen festgelegten Terminen.

(5) Die Planung der Bauproduktion nach Wert, Menge 
und Zeit ist ab 1959 in den volkseigenen Baubetrieben, 
die speziell nach dem Takt- und Fließverfahren 
arbeiten, einzuführen. Die Baubetriebe, die hiernach 
zu verfahren haben, sind durch die Räte der Bezirke 
(Bezirksbauämter) für die örtlich geleiteten Betriebe 
bzw. für die zentral geleiteten Betriebe durch das über­
geordnete Staatsorgan festzulegen.

§ 7
Verantwortlichkeit

(1) Die zentralen Organe der staatlichen Verwaltung 
und die Räte der Bezirke und Kreise, denen Bau- und 
bautechnische Projektierungsbetriebe unterstehen, sind

für die Einführung und Durchsetzung der Planung der 
Bauproduktion nach dem Wert und der Menge und 
nach dem Wert, der Menge und der Zeit verantwort­
lich.

(2) Die Planträger und die Investitionsträger haben 
zur Einführung der Wert-, Mengen- und Zeitplanung 
für die Bauanteile der Investitionen die erforderlichen 
Voraussetzungen zu schaffen und die Durchsetzung zu 
kontrollieren.

§ 8
Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Ausnahmen von den Bestimmungen des § 4 kön­
nen durch den Vorsitzenden der Staatlichen Plan­
kommission erteilt werden.

(3) Durchführungsbestimmungen werden vom Mini­
ster für Bauwesen im Einvernehmen mit dem Vor­
sitzenden der Staatlichen Plankommission erlassen.

Berlin, den 29. Oktober 1959
Der Ministerrat 

der Deutschen Demokratischen Republik
Der Vorsitzende der

Der Ministerpräsident Staatlichen Plankommission 
G r o t e w o h l  L e u s c h n e r

Erste Durchführungsbestimmung
zur Verordnung zur Verbesserung der Planung 

im Bauwesen.
— Anwendung von Kerbkarten —

Vom 24. November 1959
Auf Grund des § 8 der Verordnung vom 29. Oktober 

1959 zur Verbesserung der Planung im Bauwesen — 
Einführung der Wert-, Mengen-, Zeitplanung (Kontinui­
tätsplanung) — (GBl. I S. 899) wird zur Anwendung von 
Aufbereitungsunterlagen für die Planung der Baupro­
duktion, der Bauanteile des Investitionsplanes, der 
Bilanzierung und Objektbeauflagung im Einvernehmen 
mit der Staatlichen Plankommission folgendes be­
stimmt:

§ 1
(1) Als methodisches Hilfsmittel zur Planung der 

Bauproduktion sind Kerbkarten* als Aufbereitungs­
unterlagen zu verwenden. Sie sind Bestandteil des bau­
technischen Teiles des Grundprojektes für alle Bauvor­

haben des Hochbaus über 10 000 DM und des Grund­
projektes bzw. der Vorplanung aller Bauvorhaben des 
Industriebaus über 10 000 DM. Für die Ausführungs­
unterlagen sind Kerbkarten nur dann auszufüllen, 
wenn die Ausführungsunterlagen bis zu dem im § 4 der 
Verordnung festgelegten Termin vorliegen.

(2) Die Kerbkarten sind in 5 Exemplaren auszu­
füllen, darunter ein Transparentexemplar.

(3) Für die termingerechte Übergabe der Kerb­
karten an die Organe des Bauwesens ist der Auftrag­
geber (Investitionsträger) verantwortlich. Er ist zur 
Kontrolle der Kerbkarten und zur sofortigen Kor- 

-rektur festgestellter Fehler verpflichtet.
(4) Für Objekte, für die keine Kerbkarte gefordert 

wird, ist der „Plan des Baubedarfs“ — Vordruck 
0801 — aufzustellen.

* Zu beziehen unter Bestellnummer 51 000 vom VEB Organi­
sationsmittel / Verlag Leipzig.


